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Verpflichtungsermächtigung  
Davon zur Zahlung fällig im 
Haushaltsjahr 2019                                 bis zu
Haushaltsjahr 2020                                 bis zu
Haushaltsjahr 2021                                 bis zu
Haushaltsjahr 2022                                 bis zu

45.500,0
16.000,0

1.000,0
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B e r i c h t

Der Ausschuss für Finanzen hat den Einzelplan 13 – Ministerium für Verkehr des
Staatshaushaltsplans für die Haushaltsjahre 2018/2019 in seiner 24. Sitzung am
29. November 2017 beraten. 

In die Beratung einbezogen wurde auch die Mitteilung des Ministeriums für Fi-
nanzen vom 8. November 2017 betr. Beschäftigungsbedingungen, Bezüge, Dota-
tionen und Ausstattung der vom Land Baden-Württemberg aufgrund außertarif -
licher Sonderverträge Beschäftigten – Drucksache 16/3019, soweit sie den Einzel-
plan 13 berührt.

Die zu dieser Einzelplanberatung schriftlich eingebrachten Änderungsanträge
13/1 bis 13/39 sind diesem Bericht beigefügt (siehe Anlagen).
Der Vorsitzende begrüßt die Vertreterinnen und Vertreter des Verkehrsministe -
riums. 

Der Berichterstatter führt aus, der Einzelplan 13 verfüge im Planentwurf über Ge-
samtausgaben in Höhe von rund 1,95 Milliarden € im Jahr 2018 und ca. 1,96 Mil-
liarden € im Jahr 2019, wovon etwa 1,1 bzw. 1,2 Milliarden € Bundesmittel seien.
Im Folgenden greife er einige Schwerpunkte aus dem Verkehrsetat heraus.

Nach Artikel 106 des Grundgesetzes hätten sowohl der Bund als auch die Länder
einen Anspruch auf eine angemessene Finanzausstattung. Baden-Württemberg
sollte in Bezug auf die finanziellen Hilfen des Bundes für Maßnahmen für saube-
re Luft in den Städten darauf bestehen, diese Mittel im Rahmen des Artikels 106
zu erhalten und nicht über Einzelanträge und Programme, wie dies seitens des
Bundes für das Jahr 2018 angedacht sei. Er bitte die Landesregierung, diese Hal-
tung wie schon bisher auch in Zukunft gegenüber der Bundesregierung zu ver -
treten.

Die Projekte nach dem Landesgemeindeverkehrsfinanzierungsgesetz würden aus
Mitteln des Entflechtungsgesetzes gespeist, das bis 2019 befristet sei. Diese Zah-
lungen vom Bund an die Länder würden ab dem Jahr 2020 durch die Neuvertei-
lung der Umsatzsteuer im Rahmen des Bund-Länder-Finanzausgleichs kompen-
siert und flössen in den allgemeinen Etat. Das Land benötige für den Verkehrsbe-
reich Mittel sowohl für den ÖPNV als auch zur Förderung des kommunalen
Straßenbaus. Aus diesem Grund müsse darauf geachtet werden, möglichst schnell
eine Nachfolgeregelung zu finden, damit das Land Planungssicherheit für die ent-
sprechenden Projekte habe.

Der Stellenplan des Ministeriums umfasse insgesamt 346,5 Stellen. Im Zuge der
Planaufstellung seien 7,5 neue Stellen beim Ministerium etatisiert worden. Darüber
hinaus würden 289 Stellen für den Straßenbau bei den Regierungspräsidien aus
dem Kapitel 1304 – Straßenverkehr – finanziert. In den Jahren 2018 und 2019 soll-
ten hier jeweils weitere 50 Stellen hinzukommen. Die Straßenbauverwaltung in
Baden-Württemberg verfüge über insgesamt rund 400 Stellen und sei damit sehr
schlank.

Die drei wichtigsten Blöcke im Bereich des Verkehrsministeriums seien die Aus-
gaben für den öffentlichen Personennahverkehr, den Straßenbau und die nachhal-
tige Mobilität.

Die Regionalisierungsmittel flössen seit der Bahnreform an die Länder. Seitdem
sei sehr viel erreicht worden. Die Länder hätten auf der Schiene einen hervorra-
genden ÖPNV auf die Beine gestellt. Die Regionalisierungsmittel würden mehr
oder minder „in einem Aufwasch“ im Haushalt veranschlagt und seien für den
Haushaltsgesetzgeber faktisch eine Blackbox.

Bei den Titeln für den Straßenbau bestehe eine gegenseitige Deckungsfähigkeit:
Insofern habe das Ministerium hier eine maximale Flexibilität. Auch das Haus-
haltsrecht stelle also Instrumente zur Verfügung, um diese maximale Flexibilität
zu gewährleisten. Deshalb biete es sich an, auf lange Sicht einmal darüber nach-
zudenken, ob eine andere Form der Veranschlagung der Regionalisierungsmittel
nicht sinnvoller sei. Schließlich gelte auch für diese Mittel, die immerhin ein Fünf -
zigstel des gesamten Landeshaushalts ausmachten, der Grundsatz der Haushalts-
klarheit und Haushaltswahrheit.
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Bekanntermaßen könne im Bereich des Straßenbaus gar nicht genug getan wer-
den. Der neue Bundesverkehrswegeplan sehe bis zum Jahr 2030 ein Planungs -
volumen von insgesamt 10 Milliarden € in Baden-Württemberg vor. Die Planun-
gen sollten nach Ansicht des Bundes bis dahin abgeschlossen sein. Bei einem 
Planungsvolumen von 10 Milliarden € würden Planungsmittel in Höhe von etwa
100 Millionen € pro Jahr allein für den Bundesfernstraßenbau benötigt. Derzeit
befänden sich inklusive der LHO-Mittel allerdings erst rund 50 Millionen € in
dem entsprechenden Topf. Es dürfe nicht vergessen werden, dass Baden-Würt-
temberg in Bezug auf die Bundesfernstraßen mit Sicherheit den größten Finanz-
bedarf unter allen Ländern habe. Die Wirtschaftsdaten des Landes sprächen da 
eine deutliche Sprache. Bei diesem Schwerpunktbereich des Verkehrshaushalts
müsse von der Mangelverwaltung sozusagen auf die Möglichkeitsverwaltung um-
gestellt werden, um das zu bewerkstelligen, was der Bund vom Land fordere.

In dem Topf des Sondervermögens Baden-Württemberg 21 befänden sich derzeit
noch etwa 770 Millionen €. Die Mittel für die Neubaustrecke Stuttgart–Ulm seien
vollständig ausbezahlt worden. Für das Projekt Stuttgart 21 seien im Haushalt
noch weitere Beträge enthalten. Die Mittel seien seinerzeit so gut veranschlagt
worden, dass sie sogar noch für die Südbahn reichten.

Der Vorsitzende weist darauf hin, dass sich die Fraktionen in Bezug auf die ge-
samten Haushaltsberatungen darauf verständigt hätten, auf eine Allgemeine Aus-
sprache über den Haushalt zu verzichten. Diese solle der Debatte im Plenum vor-
behalten bleiben.

Der Ausschuss nimmt von der Mitteilung Drucksache 16/3019, so-
weit diese den Einzelplan 13 betrifft, ohne Widerspruch Kenntnis.

Der Ausschuss nimmt ferner vom Vorwort, von den produktorien-
tierten Informationen sowie der grafischen Übersicht der Fach-
bzw. Servicebereiche ohne Widerspruch Kenntnis.

Kapitel 1301

Ministerium

Der Änderungsantrag 13/5 wird mehrheitlich abgelehnt.

Kapitel 1301 mehrheitlich genehmigt.

Kapitel 1302

Allgemeine Bewilligungen

Ein Abgeordneter der Fraktion der FDP/DVP kommt auf den Titel 972 07 – Glo-
bale Minderausgaben – zu sprechen und erinnert daran, dass bei der Beratung des
Einzelplans 09 – Ministerium für Soziales und Integration – von weiteren globa-
len Minderausgaben in Höhe von 1 bis 2 Millionen € für diesen Bereich die Rede
gewesen sei. Vor diesem Hintergrund werfe er die Frage auf, wie es sich dies -
bezüglich im Haushalt des Verkehrsministeriums verhalte. In der Erläuterung zu
diesem Titel habe er keinen Hinweis darauf gefunden.

Die Staatssekretärin im Ministerium für Finanzen erläutert, die allgemeine globa-
le Minderausgabe im Einzelplan 12 – Allgemeine Finanzverwaltung – werde an-
teilig auf alle Häuser verteilt. Sie belaufe sich für das Verkehrsministerium im
Jahr 2018 auf 267 000 € und im Jahr 2019 auf 337 000 €. Beim Sozialministerium
seien es 832 000 € im Jahr 2018 und 1 Million € im Jahr 2019.

Der Abgeordnete der Fraktion der FDP/DVP fragt, weshalb die Unterschiede zwi-
schen einzelnen Häusern so groß seien.

Ein Vertreter des Ministeriums für Finanzen antwortet, die unterschiedlichen
Größenordnungen orientierten sich u. a. an der Frage der Beeinflussbarkeit der
einzelnen Haushaltspositionen. Im Sozialministerium sei die Beeinflussbarkeit of-
fensichtlich weniger stark.
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Der Abgeordnete der Fraktion der FDP/DVP erbittet schriftliche Informationen
zu den globalen Minderausgaben.

Die Staatssekretärin im Ministerium für Finanzen sagt die gewünschten Erläute-
rungen zu. Sie erklärt, nach dem sogenannten Schalenmodell werde ermittelt,
welcher Konsolidierungsbeitrag von welchem Haus jeweils zu erbringen sei.

Kapitel 1302 einstimmig bei einigen Enthaltungen genehmigt.

Kapitel 1303

Öffentlicher Verkehr

Der Vorsitzende teilt mit, hierzu lägen folgende Änderungsanträge vor: 13/29,
13/9, 13/6, 13/1, 13/30, 13/10, 13/11 und 13/31.

Ein Abgeordneter der Fraktion der FDP/DVP legt dar, seine erste Frage beziehe
sich auf die Titelgruppe 95: Förderung von Linienomnibussen. Nach dem Be-
richterstattervermerk seien für die Haushaltsjahre 2018 und 2019 jeweils 10 Mil-
lionen € veranschlagt, die in voller Höhe aus Bundesmitteln finanziert würden,
verstärkt mit 5 Millionen € aus Regionalisierungsmitteln. Aus der Erläuterung zu
der Titelgruppe gehe hervor, aufgrund der Planvermerke könnten bei Bedarf auch
freie Regionalisierungsmittel verwendet werden. Ihn interessiere, wo diese ver -
ortet seien.

Seine zweite Frage betreffe den Titel 633 99: Zuweisungen für laufende Zwecke
an Gemeinden, Gemeindeverbände und den Verband Region Stuttgart. Nach einer
Mitteilung des Verkehrsministeriums vom 13. Oktober 2017, die im Rahmen
 einer Antragsberatung herausgegeben worden sei, sollten 60 Regiobuslinien in
 einem landesweiten Grundnetz eingerichtet werden. Gemäß der Erläuterung zu
diesem Titel seien u. a. Mittel in Höhe von 6 Millionen € für 2018 und 7 Millio-
nen € für 2019 sowie je 15 Millionen € Verpflichtungsermächtigungen zur Förde-
rung der Regiobuslinien aus Regionalisierungsmitteln des Bundes veranschlagt.
Allerdings werde schon für die bestehenden Regiobuslinien eine Fördersumme
von 12 Millionen € benötigt. Er wolle wissen, wie viele der 60 Regiobuslinien je-
weils in den Jahren 2018 und 2019 eingerichtet würden.

Ein Abgeordneter der Fraktion der AfD führt zum Änderungsantrag 13/10 aus,
seine Fraktion beantrage, die Ansätze in Titel 534 99 – Dienstleistungen Dritter
und dgl. – für die Haushaltsjahre 2018 und 2019 jeweils zu reduzieren. Mit den
veranschlagten Mitteln solle eine Machbarkeitsstudie bezüglich einer sinnvollen
Seilbahnstreckenführung in Stuttgart, Umsetzungsmöglichkeiten sowie der In -
tegration von Luftseilbahnen in den ÖPNV durchgeführt werden. Der AfD-Frak-
tion erschließe sich nicht, weshalb die Landesregierung dies über viele Jahre hin-
weg untersuchen wolle, und frage sich, ob die Untersuchungen nicht irgendwann
zu einem Abschluss gebracht werden könnten.

Nach dem Willen der Landesregierung sollten Bürgerbusprojekte künftig nicht
mehr bezuschusst werden. Hierfür seien im Jahr 2017 noch 200 000 € seitens des
Landes zur Verfügung gestellt worden. Seine Fraktion könne nicht nachvoll -
ziehen, weshalb dieses sinnvolle Projekt, das immer mehr nachgefragt werde,
nicht mehr gefördert werden solle. Mit dem relativ geringen Betrag von 200 000 €,
den die AfD-Fraktion mit dem Änderungsantrag 13/11 jeweils für die Jahre 2018
und 2019 wieder fordere, könnten u. a. die Steuern und Versicherungen für die
Busse gezahlt werden.

Eine Abgeordnete der Fraktion GRÜNE verweist dazu auf den Änderungsantrag
13/30. Sie zeigt auf, die Koalitionsfraktionen hielten den angesetzten Betrag von
jeweils 100 000 € in den Jahren 2018 und 2019 aufgrund des bisherigen Mittelab-
flusses, der sich wohl in dieser Größenordnung bewege, für auskömmlich.

Der Minister für Verkehr legt dar, als die Landesregierung mit der Förderung von
Bürgerbussen begonnen habe, habe es einen großen Nachholbedarf gegeben. Aus
diesem Grund seien in der Vergangenheit noch mehr Mittel eingestellt gewesen.
Sein Haus sei der Auffassung, dass es in den Haushaltsjahren 2018 und 2019 mit
dem Betrag von jeweils 100 000 € auskomme. Sollte dies nicht der Fall sein,
könnten Zuführungen aus Regionalisierungsmitteln erfolgen.
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In Titel 534 99 seien u. a. Mittel für eine Machbarkeitsstudie bezüglich einer sinn-
vollen Seilbahnstreckenführung in Stuttgart ausgebracht. Mit den Mitteln aus die-
sem Titel würden Untersuchungen für verschiedene Maßnahmen aus dem Bereich
des ÖPNV angestellt. Die Machbarkeitsstudie für eine Seilbahn sei nur als Bei-
spiel genannt.

Derzeit seien 16 Regiobuslinien genehmigt bzw. in Betrieb. Das Verkehrsministe-
rium gehe davon aus, dass die für die Jahre 2018 und 2019 eingestellten Mittel in
Höhe von jeweils 10 Millionen € auskömmlich seien. Es bestehe sogar noch Luft.

Der Abgeordnete der Fraktion der FDP/DVP fragt nach, wo er im Haushaltsplan-
entwurf den Betrag von 5 Millionen € aus Regionalisierungsmitteln für die Förde-
rung von Linienomnibussen finden könne, die in dem Berichterstattervermerk ge-
nannt würden.

Der Minister für Verkehr zeigt auf, die entsprechenden Informationen befänden
sich im Textteil dieser Titelgruppe. Die Mittel kämen aus verschiedenen Be -
reichen und seien deswegen an unterschiedlichen Stellen im Haushaltsplanent-
wurf verortet. Dass es mühselig sei, dies im Einzelnen nachzuvollziehen, gebe er
gern zu. Aber ein Blick in die Erläuterungen genüge, um eine Antwort auf diese
Frage zu erhalten.

Ein Vertreter des Ministeriums für Verkehr fügt hinzu, das Ministerium habe für
die interne Bedarfsplanung eine Übersicht, wie die Regionalisierungsmittel ver-
wendet würden. In der internen Mittelbewirtschaftung werde der Betrag von 
5 Millionen € für diesen Bereich über den Planansatz im Soll hinzugefügt und be-
reitgestellt.

Der Abgeordnete der Fraktion der FDP/DVP entgegnet, da es für die Abgeordne-
ten problematisch sei, dies nachzuvollziehen, beantrage er, die von dem Regie-
rungsvertreter genannte Liste dem Ausschuss bis zur Haushaltsberatung im Ple-
num zur Verfügung zu stellen.

Der Minister für Verkehr sagt zu, das Verkehrsministerium werde dem Ausschuss
die von seinem Vorredner erbetenen Informationen bis zur Abstimmung im Ple-
num gern zur Verfügung stellen.

Er führt zu den Regionalisierungsmitteln im Allgemeinen aus, bevor er im Ver-
kehrsministerium die Verantwortung übernommen habe, habe der Haushaltsge-
setzgeber im Grunde nichts von diesen Mitteln gesehen, sondern sie seien im We-
sentlichen über die Nahverkehrsgesellschaft Baden-Württemberg mbH abge-
wickelt worden. In der vergangenen Legislaturperiode sei vor allem der damalige
Staatssekretär im Ministerium für Finanzen und Wirtschaft sehr daran interessiert
gewesen, diesbezüglich mehr Klarheit zu schaffen. Daher sei im vorliegenden
Haushaltsplanentwurf zumindest ein Teil der Regionalisierungsmittel abgebildet.
Es dürfe aber nicht vergessen werden, dass es dabei zum Teil auch um heikle
 Dinge gehe. So verhandle das Verkehrsministerium mit Unternehmen beispiels-
weise über Kosten je Kilometer. Wenn schon vorher bekannt sei, wie viel dafür
ausgegeben werden könne, wüssten mögliche Verhandlungspartner, wo sie anset-
zen könnten.

Das entsprechende Bundesgesetz gebe dem Land den Auftrag, mit dem ihm zur
Verfügung gestellten Betrag von 800 Millionen € den Nahverkehr zu bestellen.
Sein Haus habe mit dem Finanzministerium vereinbart, eine umfangreiche Plan -
tabelle bis einschließlich des Jahres 2031 zu erarbeiten. Bis dahin seien die Mittel
in Jahresscheiben genau festgelegt.

Er könne sehr gut nachvollziehen, dass ein Abgeordneter dies wissen wolle. Da-
her erkläre er sich gern bereit, diese Thematik einmal im Verkehrsausschuss dar-
legen zu lassen, sofern dadurch nicht die Handlungsfähigkeit des Ministeriums
gefährdet werde. Bestimmte Informationen könnten nun einmal nicht so offenge-
legt werden, wie dies für andere Bereiche möglich sei. 95 % dieser Mittel seien in
Verträgen durch Bestellungen gebunden. Es sei vereinbart worden, einen gerin-
gen Teil dieser Mittel auch für kleine Investitionsmaßnahmen und andere Aufga-
bengebiete, die nichts mit der Zugbestellung zu tun hätten, zu verwenden.

Ein Abgeordneter der Fraktion der CDU spricht sich dafür aus, die vom Minister
genannte Plantabelle auch im Finanzausschuss zu behandeln, weil schließlich die-
ser in erster Linie dafür zuständig sei.
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Der Abgeordnete der Fraktion der AfD kommt auf das Thema „Machbarkeitsstu-
dien und Gutachten“ zurück und betont, andere Projekte, die mit den Mitteln aus
dem Titel 534 99 gefördert würden, seien für ihn nicht erkennbar. Er könne an-
hand des Haushaltsplanentwurfs lediglich feststellen, dass von 2017 bis 2019 ins-
gesamt 3,3 Millionen € für eine Machbarkeitsstudie für eine Seilbahn eingestellt
worden seien. Er fragt, welche weiteren Projekte sich in diesem Titel verbergen
würden.

Der Minister für Verkehr erwidert, in den Begründungen zu Anträgen der AfD-
Fraktion sei immer wieder zu lesen, man könne sich Studien und Gutachten spa-
ren. Eine moderne Verwaltung sei aber ohne Gutachten und ohne professionelle
Beratung nicht in der Lage, Entscheidungen zu treffen. Die Politik müsse sich
heutzutage auch auf Hilfe von außen stützen, weil die entsprechende Kompetenz
in den einzelnen Ministerien einfach nicht vorhanden sei. Die Landesregierung
habe sich bewusst für einen schlanken Staat ausgesprochen und setze darauf,
Kompetenz aus der Gesellschaft zuzukaufen. Aus diesem Grund seien solche An-
sätze vonnöten. Würden sie gestrichen, könnten bestimmte Sachen nicht berech-
net bzw. erprobt werden.

Der Abgeordnete der Fraktion der AfD äußert, die Realisierung einer Seilbahn sei
offensichtlich noch in weiter Ferne. Er habe nämlich noch nichts darüber gelesen,
dass der öffentliche Personennahverkehr in Stuttgart oder anderen Tallagen mit
Seilbahnen durchgeführt werden solle. Da der Minister noch immer nicht berich-
tet habe, welche weiteren Projekte mit den Mitteln aus diesem Titel abgedeckt
werden sollten, bitte er darum, diese Information schriftlich nachzureichen.

Der Minister für Verkehr bringt zum Ausdruck, es gehe u. a. um Machbarkeitsstu-
dien. Die veranschlagten Mittel würden nicht zwingend ausgegeben, sondern
auch ein Stück weit vorgehalten.

Ein weiterer Abgeordneter der Fraktion der AfD wirft ein, das Ministerium wolle
sich also einen Puffer schaffen, um auf Eventualitäten reagieren zu können.

Der Minister für Verkehr entgegnet, Politik sei nicht vollständig planbar. Wenn
bekannt sei, dass über etwas Bestimmtes diskutiert werde, müsse man mit einer
entsprechenden Antragstellung und in der Folge auch mit einem Mittelabfluss
rechnen. Schon in den Vorjahren seien bei diesem Titel ähnlich hohe Beträge in
den Haushalt eingestellt worden. Im Jahr 2016 beispielsweise seien allerdings le-
diglich 39 600 € abgeflossen.

Die Staatssekretärin im Ministerium für Finanzen betont, das Finanzministerium
würde die Schaffung eines finanziellen Puffers, mit dem Eventualitäten bedient
werden könnten, nicht zulassen. Vielmehr habe das Finanzministerium, wenn
Mittel in den Haushalt eingestellt würden, akzeptiert, dass ein Bedarf in der ent-
sprechenden Höhe vorhanden sei.

Mit den veranschlagten Mitteln solle u. a. die schon angesprochene Machbarkeits-
studie für Seilbahnen finanziert werden. Die Mittel stünden aber auch für die
 Finanzierung anderer Dienstleistungen im gesamten Bereich des öffentlichen
Verkehrs zur Verfügung, den dieses Kapitel umfasse. Die relativ knappe Erläute-
rung greife allerdings auch aus der Sicht des Finanzministeriums zu kurz.

Der Minister für Verkehr ruft in Erinnerung, vor einigen Jahren habe es schon
einmal einen ähnlichen Fall im Zusammenhang mit Teeküchen gegeben. Damals
sei nach dem Wort „Teeküchen“ der weitere Text nicht mehr abgedruckt worden.
Insofern seien die Abgeordneten davon ausgegangen, das Verkehrsministerium
wolle 250 000 € allein für Teeküchen ausgeben, wohingegen selbstverständlich
verschiedene sächliche Ausstattungsgeräte davon umfasst gewesen seien. Genau-
so verhalte es sich auch hier bei den Seilbahnen.

Ein Abgeordneter der Fraktion der SPD kommt auf den Änderungsantrag 13/29
der Regierungsfraktionen in Bezug auf Investitionszuschüsse zur Verbesserung
regionaler Luftverkehrsstandorte an öffentliche Unternehmen zu sprechen. Er
 betont, dieser Änderungsantrag finde auch die Zustimmung seiner Fraktion, ob-
wohl noch keine Mittel ausgebracht seien. Nichtdestotrotz sei es gut, schon ein-
mal einen Leertitel in den Haushalt einzustellen. Es erhebe sich die Frage, wie die
Landesregierung weiter vorgehen und eruieren wolle, welcher Luftverkehrs -
standort in Baden-Württemberg welche Zuschüsse benötige. Außerdem sei von
Interesse, ob das Land sozusagen eine Luftverkehrsstrategie entwickeln wolle und
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wie Forderungen, die beispielsweise konkret von dem Standort Friedrichshafen
erhoben würden, zu gegebener Zeit mit Geld befriedigt werden sollten.

Der Minister für Verkehr antwortet, die Regierungsfraktionen hätten vereinbart,
zunächst einmal lediglich einen Leertitel auszubringen, weil es innerhalb der
 Koalition unterschiedliche Einschätzungen über derartige Investitionszuschüsse
gebe. Des Weiteren hätten sich die Regierungsfraktionen darauf verständigt, im
laufenden Betrieb nicht tätig zu werden, aber gegebenenfalls bei Notfällen im in-
vestiven Bereich einzugreifen. Es bestehe aber derzeit noch keine Absicht, hierfür
Millionenbeträge auszugeben.

Dem Änderungsantrag 13/29 wird mehrheitlich zugestimmt.

Die Änderungsanträge 13/9, 13/6 und 13/1 werden jeweils mehr-
heitlich abgelehnt.

Dem Änderungsantrag 13/30 stimmt der Ausschuss mehrheitlich
zu.

Die Änderungsanträge 13/10 und 13/11 verfallen jeweils mehrheit-
lich der Ablehnung.

Dem Änderungsantrag 13/31 wird mehrheitlich zugestimmt.

Kapitel 1303 mit den beschlossenen Änderungen mehrheitlich ge-
nehmigt.

Kapitel 1304

Straßenverkehr

Der Vorsitzende ruft die Änderungsanträge 13/12, 13/33, 13/13, 13/32, 13/2,
13/14 und 13/15 mit zur Beratung auf.

Ein Abgeordneter der Fraktion der AfD bringt zum Ausdruck, mit den Ände-
rungsanträgen 13/12 und 13/13 seiner Fraktion sollten in den nächsten beiden
Jahren Mittel in Höhe von rund 22 Millionen € aus dem Kapitel 1306 – Nachhal -
tige Mobilität – in das Kapitel 1304 umgeschichtet werden, um sie beispielsweise
für den Erhalt der Landesstraßen zu verwenden. Auch wenn der Betrag von etwas
mehr als 150 Millionen € aus dem Einzelplan 12 – Allgemeine Finanzverwaltung
– noch dafür herangezogen werde, reichten die Mittel keineswegs aus. Seines
Wissens betrügen die Abschreibungen auf Landesstraßen jährlich rund 300 Mil-
lionen €. Allein an dieser Zahl lasse sich ablesen, wie die Landesregierung in Be-
zug auf die hierfür zur Verfügung gestellten Mittel der Realität hinterherhinke.

Auch in Titel 788 79 – Beseitigung von Unfallstellen – wolle die AfD-Fraktion
eine Umwidmung aus dem Kapitel 1306 – Nachhaltige Mobilität – vornehmen.
Schließlich gebe es Unfallstellen nicht nur im Bereich der nachhaltigen Mobilität,
sondern zweifelsohne bestünden auch im realen Verkehr erhöhte Unfallrisiken.
Seine Fraktion sei der Ansicht, dass die Kosten für Wildwarnreflektoren nicht den
Jägern aufgebürdet werden dürften. Die Kosten hierfür fielen unter den Punkt der
Beseitigung von Unfallstellen und müssten daher vom Land übernommen wer-
den. Dies seien zwar nur kleine Dinge, die aber dennoch eine große Wirkung ent-
falteten. Insofern bitte er um Zustimmung zu dem Änderungsantrag 13/14.

Ein Abgeordneter der Fraktion der SPD betont, angesichts der Gesamtausgaben in
Kapitel 1304 nähmen sich die Mittel für den Bau von Radwegen an Landes-
straßen – Titel 786 79 – geradezu bescheiden aus. Seine Fraktion setze sich dafür
ein, das von der Vorgängerregierung aufgelegte Lückenschlussprogramm fortzu-
führen, weil gerade das Schließen von Lücken im Radwegenetz eine Wirkung im
Gesamtsystem entfalte. Deswegen fordere die SPD-Fraktion zusätzliche Mittel,
wie dies aus dem Änderungsantrag 13/2 ersichtlich sei.

Eine Abgeordnete der Fraktion GRÜNE erläutert den Antrag 13/32 der Koali -
tionsfraktionen zu den Verpflichtungsermächtigungen in Titel 785 79 – Orts -
umgehungen, Aus- und Neubau – im Sinne der schriftlichen Begründung.
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Bezüglich des Baus von Radwegen an Landesstraßen verweise sie auf den Ände-
rungsantrag 13/33 der Regierungsfraktionen und die durch die Ergänzung des
Haushaltsvermerks möglich werdende einseitige Flexibilisierung zugunsten des
Titels 786 79. Schon im Haushaltsplanentwurf seien reichlich Mittel eingestellt,
sodass die jeweiligen Anträge sicherlich bedient werden könnten.

Die Begründungen und auch die Deckungsvorschläge der AfD-Fraktion in ihren
Änderungsanträgen seien nicht nachvollziehbar. Insofern könnten diese nur abge-
lehnt werden.

Ein Abgeordneter der Fraktion der CDU verdeutlicht unter Bezug auf die Aus-
führungen des Abgeordneten der Fraktion der SPD, seine Fraktion habe einen Än-
derungsantrag eingebracht, der zum Ziel habe, für den Bau von Radwegen an
Landesstraßen wie schon in der Vergangenheit ausreichend Mittel im Rahmen des
Gesamtdeckungskonzepts zur Verfügung zu stellen, um den Lückenschluss fort-
führen zu können. Die Mittel, die im Haushaltsplanentwurf für die Jahre 2018 und
2019 jeweils vorgesehen seien, seien in der Tat eher niedrig angesetzt. Aber durch
die einseitige Flexibilisierung zugunsten des Titels 786 79 innerhalb der Titel-
gruppe 79 – Baumaßnahmen an Landesstraßen –, deren Ansätze deutlich höher
seien als in der Vergangenheit, sei es möglich, die Lücken im Radwegenetz dort
zu schließen, wo dies notwendig sei. Der Bau von Radwegen werde also nicht an
der Finanzierung scheitern.

Einen Aufwuchs gebe es bei den Mitteln für den Erhalt und, mit Einschränkun-
gen, auch für den Neubau von Landesstraßen. Damit müsse aber auch ein entspre-
chender Personalaufwuchs einhergehen. Es reiche nämlich nicht, einfach nur
Geld für die Baumaßnahmen bereitzustellen, sondern diese müssten schlussend-
lich auch geplant und umgesetzt werden. Für die notwendige Personalausstattung
würden die Mittel nach § 18 der Landeshaushaltsordnung deutlich aufgestockt.
Seines Wissens seien für die Landesstraßen noch nie so viele Mittel bereitgestellt
worden wie im Doppelhaushalt 2018/2019. Mit diesem Etat werde es gelingen,
die Grundlage dafür zu legen, die Bundesmittel, die reichlich flössen, vollständig
zu verbauen. Dies sei ein wichtiges Ziel.

Zu den Deckungsvorschlägen der AfD-Fraktion sei anzumerken, man könne im-
mer der Meinung sein, die Welt bleibe so, wie sie heute sei, und ändere sich nicht.
Es habe auch einmal jemanden gegeben, der gemeint habe, das Auto sei nur eine
vorübergehende Erscheinung. Bekanntermaßen sei aber alles anders gekommen.
Insofern mache es durchaus Sinn, einerseits die Infrastruktur auszubauen und an-
dererseits in die Zukunft zu schauen.

Ein Abgeordneter der Fraktion der AfD bittet darum, keine Grundsatzerklärungen
abzugeben, sondern sich diese für das Plenum aufzusparen.

Der Minister für Verkehr unterstreicht, die Behauptungen, die der Abgeordnete
der Fraktion der AfD aufgestellt habe, nämlich das Land hinke im Bereich des
Straßenbaus hinterher und die dafür zur Verfügung gestellten Mittel stünden in
 einem krassen Missverhältnis zu dem tatsächlichen Bedarf, seien unwahr. Viel-
mehr habe die Landesregierung das Budget für den Erhalt und die Sanierung der
Landesstraßen in der Vergangenheit Jahr für Jahr erhöht. Der Abgeordnete der
Fraktion der CDU habe richtigerweise darauf hingewiesen, dass dies das höchste
Budget aller Zeiten sei. Auch werde der Sanierungsstau bei Straßen und Brücken
abgebaut. Er lasse es nicht zu, dass das Land und die Politik schlechtergeredet
würden, als es tatsächlich der Fall sei.

Im Übrigen seien keine separaten Mittel für Wildwechselwarnschilder erforder-
lich. Solche Schilder würden im Rahmen des normalen Vollzugs angebracht,
wofür den unteren Verwaltungsbehörden auch Geld zur Verfügung stehe.

Der von Herrn Minister angesprochene Abgeordnete der Fraktion der AfD erwi-
dert, er habe nicht von Wildwechselwarnschildern, sondern von Wildwarnreflek-
toren gesprochen. Diese müssten die Jäger bzw. Jagdpächter bislang aus der eige-
nen Tasche bezahlen. Aus der Sicht der AfD-Fraktion sei dies aber eine Aufgabe
der Straßenbehörde.
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Ein Blick in den Bericht über den Zustand der Brücken und Landesstraßen in
 Baden-Württemberg genüge, um festzustellen, dass der Inhalt nicht dem ent -
spreche, was der Minister gerade ausgeführt habe. Gerade bei der Sanierung der
Brücken sei das Land deutlich im Rückstand. Dieser Entwicklung müsse entge-
gengewirkt werden.

Der Minister für Verkehr zeigt auf, die Ausgaben des Landes befänden sich der-
zeit auf dem Niveau, wie es der Rechnungshof schon seit Langem fordere, um
den Erhaltungsmaßnahmen nachzukommen. Bezüglich der Sanierung der
Brücken habe das Verkehrsministerium einen genauen Plan. Es wisse, wie der
Zustand der Brücken sei und wann eingegriffen werden müsse. In Baden-Würt-
temberg habe bislang noch keine Brücke gesperrt werden müssen, weil die Sanie-
rungen immer rechtzeitig angegangen worden seien. Dies werde auch in Zukunft
so geschehen.

Der Abgeordnete der Fraktion der SPD äußert, die Mittel, die das Land für den
Straßenbau zur Verfügung stelle, müssten auch durch ausreichendes Personal so-
zusagen abgearbeitet werden. Der Berichterstatter für den Einzelplan 13 habe be-
reits darauf hingewiesen, dass neue Stellen vorgesehen seien. In Bezug auf Inge-
nieure und Straßenbauer stehe das Land aber durchaus auch mit Privaten in Kon-
kurrenz. Insofern und auch vor dem Hintergrund des allgemeinen Fachkräfteman-
gels sei es sicherlich schwierig, entsprechendes Fachpersonal zu gewinnen. Ihn inte -
ressiere daher, welche Strategie das Ministerium habe, um diese Stellen zu besetzen.

Der Ministerialdirektor im Ministerium für Verkehr erklärt, in Bezug auf den
Stellenaufwuchs im laufenden Jahr hätten seiner Erinnerung nach 90 % der Stel-
len bei den Regierungspräsidien besetzt werden können. Dieser Erfolg sei in der
gegenwärtigen Situation in Baden-Württemberg aber nicht allein mit Ausschrei-
bungen möglich, sondern das Ministerium müsse ein relativ aufwendiges Recruit-
ment-Programm durchführen. So stelle sich die Landesverwaltung beispielsweise
in Universitäten vor und versuche, auch im europäischen Ausland Kräfte anzu-
sprechen, die Interesse daran hätten, in Deutschland zu arbeiten. 

Der Änderungsantrag 13/12 wird mehrheitlich abgelehnt.

Dem Änderungsantrag 13/33 stimmt der Ausschuss mehrheitlich
zu.

Den Änderungsantrag 13/13 lehnt der Ausschuss mehrheitlich ab.

Dem Änderungsantrag 13/32 wird mehrheitlich zugestimmt.

Die Änderungsanträge 13/2, 13/14 und 13/15 verfallen jeweils
mehrheitlich der Ablehnung.

Kapitel 1304 mit den beschlossenen Änderungen mehrheitlich ge-
nehmigt.

Kapitel 1306

Nachhaltige Mobilität

Der Vorsitzende ruft die folgenden Änderungsanträge mit zur Beratung auf:
13/23, 13/37, 13/7, 13/3, 13/16, 13/17, 13/18, 13/35, 13/38, 13/19, 13/36, 13/27,
13/8, 13/39, 13/20, 13/21, 13/24, 13/25, 13/26, 13/28, 13/22, 13/34 und 13/4.

Ein Abgeordneter der Fraktion der AfD bringt zum Ausdruck, die Grundaussage
in den Änderungsanträgen seiner Fraktion laute, dass viele Ansätze in diesem
 Kapitel ideologiegeleitet und schlicht überzogen seien. Die jeweiligen Ansätze
sollten aber zum größten Teil nicht auf null gesetzt, sondern auf das aus Sicht der
AfD-Fraktion erträgliche Maß gekürzt werden. So werde beispielsweise im Be-
reich der E-Mobilität ohne wissenschaftliche Grundlagen gefördert, ohne genau
zu wissen, ob dies überhaupt die Antriebsquelle der Zukunft sein werde. Dass in
diesem Bereich geforscht werden müsse, sei selbstverständlich. Aber dies dürfe
nicht einseitig erfolgen und auch nicht in der Größenordnung, wie dies im Haus-
haltsplanentwurf vorgesehen sei.
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Ein Abgeordneter der Fraktion der FDP/DVP führt aus, die Koalitionsfraktionen
begehrten mit dem Änderungsantrag 13/34 im Rahmen des Fonds „Nachhaltige
Mobilität für die Stadt“, in Titel 883 91 – Zuweisungen für Investitionen an Ge-
meinden und Gemeindeverbände zur Nachhaltigen Mobilität für die Stadt – in
den Jahren 2018 und 2019 einen Ansatz von jeweils 10 Millionen € zur Kofinan-
zierung des Bundesprogramms auszubringen. Allerdings stünden die Rahmenbe-
dingungen hierfür noch nicht fest. Es sei immer problematisch, schon mit Projek-
ten zu beginnen, deren Ziele noch nicht klar formuliert seien. Der Sozialminister
habe bei der Beratung seines Einzelplans in der vergangenen Woche bei einer
gleich gelagerten Thematik, nämlich den Physiotherapieschulen, signalisiert, die
entsprechenden Ansätze erst in einem Nachtragshaushalt abzubilden. Da die ge-
naue Höhe der Finanzierungsbeiträge des Landes noch nicht feststehe, stelle sich
die Frage, ob es nicht sinnvoll wäre, auch in diesem Fall das Instrument des Nach-
tragshaushalts zu nutzen.

Ein Abgeordneter der Fraktion GRÜNE erklärt, sicherlich würden die Mittel zu
einem frühen Zeitpunkt in den Haushalt eingestellt. Die Kommunen warteten aber
zum Teil schon darauf, weil sie bereits in den Startlöchern stünden und ent -
sprechende Maßnahmen zur Luftreinhaltung ergreifen wollten. Insofern müsse
der Haushaltsgesetzgeber dafür Sorge tragen, dass die Mittel den Kommunen
möglichst schnell zur Verfügung gestellt würden. Die Koalitionsfraktionen hätten
für die Jahre 2018 und 2019 zunächst den Betrag von jeweils 10 Millionen € ver-
anschlagt, weil ein konkreter Betrag noch nicht habe benannt werden können.

Der Änderungsantrag 13/39 gehe auf eine Verständigung unter den Regierungs-
fraktionen zum Thema Biodiversität zurück. In Anbetracht der vielen Diskussio-
nen zu dem Thema „Flächenverbrauch und Reduzierung der Artenvielfalt“ stelle
sich die Frage, wie auch in Sachen Straßenbegleitgrün etwas für die Artenvielfalt
erreicht werden könne. Mit dem vorliegenden Änderungsantrag solle das Modell-
projekt zum Straßenbegleitgrün landesweit zur Anwendung gebracht werden.

Zur Elektromobilität weise sie darauf hin, dass die Förderung des Landes in die-
sem Bereich seit vielen Jahren über die Landesagentur für Elektromobilität und
Brennstoffzellentechnologie Baden-Württemberg GmbH laufe. Dies könne aber
sicherlich nur ein Baustein in Bezug auf den technologischen Wandel sein.

Abschließend gehe sie noch auf den Änderungsantrag 13/4 der Fraktion der SPD
ein. Nach ihrem Kenntnisstand habe sich die Studierendenschaft noch immer
nicht dazu positioniert, in welcher Form ein landesweites Semesterticket einge-
führt werden solle, obwohl schon zahlreiche Gespräche darüber geführt worden
seien. Bevor das Land in weitere Verhandlungen bezüglich der Einführung eines
landesweiten Semestertickets eintreten könne, müsse die Studierendenschaft erst
einmal ein Konzept vorlegen.

Ein Abgeordneter der Fraktion der SPD erwidert, genau aus diesem Grund seien
die Mittel in Höhe von 3,5 Millionen € erst im Jahr 2019 vorgesehen. Bis dorthin
werde die Studierendenschaft ihre Haltung sicherlich zum Ausdruck gebracht
 haben.

Er fährt fort, der Verkehrsminister habe zu Recht darauf hingewiesen, dass nicht
die gesamte Kompetenz im Ministerium vorgehalten werden könne. Dies gelte
zum einen für die Beratungskompetenz und zum anderen für die Umsetzung von
Maßnahmen. In diesem Zusammenhang sei der kleine, aber feine Änderungsan-
trag 13/3 seiner Fraktion zur Stärkung der Landesverkehrswacht aufzurufen. Er
wolle wissen, wie sich das Ministerium zu diesem Antrag verhalte.

Ein Abgeordneter der Fraktion der CDU teilt mit, der Landesverkehrswacht wür-
den bereits über den Einzelplan 03 – Ministerium für Inneres, Digitalisierung und
Migration – 30 000 € zur Verfügung gestellt. Um eine Doppelförderung zu ver-
meiden, werde die Fraktion der CDU den Änderungsantrag 13/3 ablehnen.

Der Abgeordnete der Fraktion der FDP/DVP stellt klar, dass dies zwei verschie-
dene Themen seien. Bei dem einen Antrag gehe es um die Jugendverkehrsschule
und bei dem anderen Antrag um Präventionskonzepte in Sachen Verkehrssicher-
heit.
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Ein weiterer Abgeordneter der Fraktion der SPD führt an, die Regierungsfraktio-
nen wollten mit dem Änderungsantrag 13/37 eine Öffentlichkeitskampagne gegen
illegale Rennen auf baden-württembergischen Autobahnen, speziell auf der A 81,
ins Leben rufen. Er bitte um Auskunft, wie diese Kampagne aussehen solle.

Die Abgeordnete der Fraktion GRÜNE erklärt, es sei durchaus üblich, Bürgerin-
nen und Bürger durch geeignete Maßnahmen darauf hinzuweisen, sich regelge-
recht zu verhalten. Sie erinnere nur an die regelmäßigen Kampagnen zur An-
schnallpflicht. Im Rahmen der in Rede stehenden Öffentlichkeitskampagne solle
klar zum Ausdruck gebracht werden, dass Autorennen, obwohl in Deutschland
kein generelles Tempolimit auf Autobahnen gelte, illegal seien und dass auch Ge-
schwindigkeitskontrollen stattfänden. Es sei sinnvoll, dies bekannt zu machen.
Auf die entsprechende Zielgruppe werde dies sicherlich wirken.

Der Abgeordnete der Fraktion der AfD merkt an, einem Artikel im „Schwarzwäl-
der Boten“ gemäß habe ein Fraktionskollege seiner Vorrednerin berichtet, diese
Öffentlichkeitskampagne solle aus Fraktionsmitteln bestritten werden. Er werfe
die Frage auf, ob die Fraktion GRÜNE nunmehr davon abgekommen sei.

Die Abgeordnete der Fraktion GRÜNE antwortet, der Terminus „Fraktionsmittel“
werde ihres Wissens seit vielen Jahrzehnten im Zusammenhang mit Anträgen der
Regierungsfraktionen zum Haushalt verwendet. Haushaltsmittel hingegen stelle
der Landtag als Haushaltsgesetzgeber zur Verfügung. Er beschließe den Haushalt
nicht unverändert gegenüber dem Entwurf der Landesregierung, was sie sehr be-
grüße.

Der Minister für Verkehr führt aus, die Durchführung einer Öffentlichkeitskam-
pagne gegen illegale Rennen auf baden-württembergischen Autobahnen sei erst
jüngst von den Regierungsfraktionen beschlossen worden. Hierfür stünden insge-
samt 150 000 € zur Verfügung, die je zu einem Drittel aus Mitteln des Verkehrs-
ministeriums und der beiden Koalitionsfraktionen stammten. Da Verwaltungsbe-
amte in der Regel auch keine Werbekampagnen machten, weil dies nicht Teil
 ihrer Arbeit sei, werde diese Kampagne ausgeschrieben und von Profis durchge-
führt. Wie sie genau aussehen werde, hänge von den Vorschlägen ab. Nach An-
sicht des Verkehrsministeriums müsse diese Kampagne Aufmerksamkeit wecken
und das beabsichtigte Ziel erreichen, nämlich den Menschen deutlich zu machen,
dass solche Rennen auf Autobahnen nicht nur den Führerschein kosteten, sondern
auch strafbewehrt seien, und zwar mit deutlich höheren Strafen, als die meisten
glaubten.

Schon seit Langem würden Mittel für Maßnahmen zur Hebung der Verkehrs -
sicherheit bereitgestellt. Auch die Landesverkehrswacht erhalte regelmäßig viel
Geld, weil die Landesverwaltung es schätze, wenn freie Organisationen die Si-
cherheitsarbeit für sie übernähmen. So habe es die Landesregierung auch wieder
im Haushaltsplanentwurf für die Jahre 2018 und 2019 gehalten.

Die Landesverkehrswacht habe für diesen Haushalt zusätzliche Mittel beantragt,
mit denen sie Pedelec-Schulungen durchführen wolle. Das Verkehrsministerium
habe allerdings festgestellt, dass der ADFC bereits solche Schulungen anbiete. In-
sofern sei eine Erhöhung der Mittel für die Landesverkehrswacht nicht erforder-
lich. Unter die Maßnahmen zur Hebung der Verkehrssicherheit falle im Übrigen
nicht nur die Förderung der Landesverkehrswacht, sondern darunter seien ver-
schiedene Maßnahmen und Projekte subsumiert.

Über den Änderungsantrag 13/35 der Koalitionsfraktionen habe er sich sehr ge-
freut. Die Verstärkung der bestehenden Aktivitäten zur Schulwegsicherheit könne
er nur begrüßen. Auch dies sei ein wichtiger Beitrag zur Verkehrssicherheit.

Das Verkehrsministerium verhandle bereits seit drei Jahren mit der Studierenden-
schaft über die Ausgestaltung eines Semestertickets. Schon mehrfach hätten sich
sowohl das Konzept als auch die Ansprüche der Studierenden geändert. Auch
jetzt bestehe noch immer keine Klarheit darüber, was wirklich gewünscht sei. Zu-
mindest solle im kommenden Jahr eine Abstimmung an den Universitäten statt-
finden, mit welchem Modell sie in die Verhandlungen mit dem Land eintreten
wollten.
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Der Abgeordnete der Fraktion der AfD habe die These aufgestellt, für die Weiter-
entwicklung der Antriebstechnologien gebe es keine wissenschaftlichen Grund -
lagen. Es stünden aber sehr wohl reichlich wissenschaftliche Informationen über
neue Antriebssysteme der verschiedensten Art zur Verfügung. In diesem Zusam-
menhang nenne er die e-mobil Baden-Württemberg. Sie fördere zum einen die
Elektromobilität und zum anderen die Brennstoffzellentechnologie. Zudem über -
blicke sie den Markt auch in Bezug auf weitere Technologien. Darüber hinaus
 habe sie die Aufgabe, den Transformationsprozess in der Automobilbranche und
den Strategiedialog mit der Automobilwirtschaft zu steuern, den der Ministerprä-
sident angestoßen habe.

Der Ministerialdirektor im Ministerium für Verkehr berichtet, die Bundeskanzle-
rin habe auf dem gestrigen Dieselgipfel in Berlin, an dem auch er teilgenommen
habe, deutlich gemacht, sie sei handlungsfähig und habe sozusagen eine ge-
schäftsführende Mehrheit im Bundestag. Insofern werde der Betrag von 1 Milliar-
de € zur Verbesserung der Luftqualität fließen, der ein entscheidender Punkt im
kommenden Bundeshaushalt sein werde. Die Bundesregierung wolle diesen Be-
trag über Umschichtungen im Haushalt generieren.

Diese Summe, in der auch 250 Millionen € von der Automobilindustrie enthalten
seien, werde über die vorhandenen und ein, zwei neue Förderprogramme zur Aus-
zahlung gelangen. In der Diskussion sei die Frage aufgeworfen worden, ob eine
Budgetierung oder eine Verteilung über Mehrwertsteuerpunkte nicht klüger sei.
Diesbezüglich habe aber auch seitens der Bundeskanzlerin die Skepsis überwo-
gen. Allerdings wolle sie diesen Vorschlag, den u. a. der Ministerpräsident aus
Niedersachsen unterbreitet habe, mitnehmen. Vermutlich werde es aber bei einer
Auszahlung über die Förderprogramme bleiben.

Die Kommunen erhielten auf Antrag je nach Programm eine Förderung von bis
zu 80 % für den Kauf von Elektrobussen. Insofern müssten sich sowohl die Kom-
munen als auch das Land dem Thema Kofinanzierung stellen. Aus diesem Grund
könne er nur begrüßen, wenn der Haushaltsgesetzgeber die bereits angesproche-
nen zusätzlichen Mittel von jeweils 10 Millionen € in den Jahren 2018 und 2019
zur Verfügung stelle. Aus diesem Ansatz könnten landesseitig auch Handlungs-
felder gefördert werden, die der Bund nicht fördere, die aber aus der Sicht des
Landes für die Luftreinhaltung wichtig seien.

Die Teilnehmer des Dieselgipfels hätten kritisiert, dass der Betrag von 1 Milliar-
de € nach dem Windhundprinzip ausgezahlt werde. Dies bedeute, derjenige, der
zuerst einen Antrag stelle, nehme bei einer entsprechenden Bewilligung den
Nachfolgenden gegebenenfalls die Möglichkeit, gefördert zu werden. Deswegen
würden noch in dieser Woche die Oberbürgermeister eingeladen, um darüber zu
beraten, wie es gelingen könne, die Anträge möglichst schnell zu stellen, damit so
viel Geld wie möglich nach Baden-Württemberg geholt werden könne. Die An-
träge könnten noch in diesem Jahr gestellt werden. Die 10 Millionen €, die die
Landesregierung jeweils für die kommenden beiden Jahre zur Verfügung stelle,
seien also im wahrsten Sinne des Wortes Gold wert, damit Handlungsfähigkeit
bestehe und möglichst viel Geld für das Land generiert werden könne.

Im Grunde sei dieses Sofortprogramm der Bundesregierung bislang ein Verhinde-
rungsprogramm gewesen. Denn niemand habe die Maßnahmen realisiert, die ei-
gentlich vorgesehen gewesen seien, weil abgewartet worden sei, bis das Bundes-
programm stehe, um die Förderung nicht zu gefährden. Ab dem heutigen Tag
 seien die Entscheidungen unbedenklich, beispielsweise für den Kauf von Bussen
oder in Bezug auf andere Maßnahmen, die im Grundsatz förderfähig seien. Die
Kommunen könnten somit handeln, und die Förderfähigkeit werde nicht infrage
gestellt. Dies sei eines der besonders positiven Ergebnisse des gestrigen Diesel-
gipfels gewesen.

Ein weiterer Abgeordneter der Fraktion der CDU spricht der Landesregierung den
Dank für ihre Haltung aus, die sie bei den Gesprächen in Berlin eingenommen
 habe. Er fragt, ob der Bund zuständigkeitshalber überhaupt ein Förderprogramm
zur Luftreinhaltung in Städten auflegen könne.
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Der Abgeordnete der Fraktion der FDP/DVP führt an, die baden-württembergi-
schen Kommunen seien bei der Luftreinhaltung sehr engagiert. Daher stelle sich
die Frage, ob der Betrag von 10 Millionen € auskömmlich sei und, wenn nicht, ob
die fehlenden Mittel dann über einen Nachtragshaushalt zur Verfügung gestellt
würden.

Ein weiterer Abgeordneter der Fraktion der AfD äußert, nach seinem Kenntnis-
stand leiteten die Kommunen die Anträge in digitaler Form an die Bundesregie-
rung weiter. Er erkundigt sich, ob insofern nicht schon heute ein Run auf die Mit-
tel beginne und die Kommunen unter Umständen leer ausgehen könnten, wenn sie
mit der Antragstellung nicht schnell genug seien.

Ein Vertreter des Ministeriums für Verkehr geht zunächst auf die Frage des Abge-
ordneten der Fraktion der CDU ein und erläutert, die Bundesregierung stelle zu
jedem Programm eine Förderrichtlinie auf. Solche Förderungen beruhten immer
auf einer besonderen Begründung, wenn der Bund sie im Allgemeinen nicht fi-
nanzieren könne. Im vorliegenden Fall werde der Kreis der Antragsberechtigten
auf die Kommunen reduziert, die Luftreinhaltungsprobleme hätten. Dadurch
komme man über den allgemeinen Charakter einer Kommunalfinanzierung hin-
weg. Mit den Mitteln aus diesem Bundesprogramm würden im Übrigen nicht nur
Kommunen finanziert, sondern auch Maßnahmen in Kommunen, beispielsweise
die Elektrifizierung von Taxis oder Bussen von nicht kommunalen Unternehmen.

Die Landesverwaltung setze sich dafür ein, im Rahmen der Programmausgestal-
tung dafür zu sorgen, dass die Mittel auch wirklich vor Ort ankämen. Diesem
Zweck dienten die sehr engen Abstimmungsgespräche, die einerseits mit Kom-
munen, andererseits mit den landeseigenen Gesellschaften und darüber hinaus mit
den zu Fördernden geführt würden. Schließlich müsse alles aufeinander abge-
stimmt sein und zueinander passen.

Die digitale Übermittlung der Antragsdaten stelle heutzutage in der Tat kein Pro-
blem mehr dar. Der wesentliche Punkt sei allerdings, die Förderbedingungen zu
kennen und passgenaue Anträge zu stellen. Sowohl das Land als auch die Kom-
munen in Baden-Württemberg müssten so aufgestellt sein, dass sehr schnell rea-
giert werden könne. Daran werde gearbeitet.

Der angesprochene Abgeordnete der Fraktion der CDU merkt an, für das Jahr
2018 könne die Finanzierung bzw. die Förderung sicherlich wie angedacht erfol-
gen. Schließlich gebe es im Bundestag derzeit keine sicheren Mehrheiten, und das
in Rede stehende Problem müsse gelöst werden.

Nach seiner Ansicht sei aber der eingeschlagene Weg heikel, bei der Förderung
ausschließlich auf Kommunen mit besonderen Problemen in Sachen Luftreinhal-
tung abzuheben, um damit das Verbot zu umgehen, dass der Bund Kommunen in
diesem Bereich im Grunde nicht fördern dürfe. Er bitte die Landesregierung, die
Auffassung, die das Land vertrete, nämlich dass es die Mittel für Maßnahmen für
saubere Luft in den Städten im Rahmen von Artikel 106 des Grundgesetzes und
nicht über Förderprogramme erhalten sollte, gegenüber der Bundesregierung noch
einmal zu untermauern und ihre rechtlichen Bedenken dahin gehend zu äußern.
Da sich das Land in allen Bereichen dagegen wehre, wenn seine Rechte aus-
gehöhlt würden, müsse es auch in diesem Fall konsequent bleiben, auch wenn ein
großes Problem politisch zu lösen sei.

Der Minister für Verkehr teilt mit, über diese Problematik sei bereits in der Ver-
kehrsministerkonferenz diskutiert worden. Die durchgängige Meinung sei, die
Förderung über dieses Bundesprogramm müsse ein einmaliger Akt sein. Die dau-
erhafte Unterfinanzierung von kommunaler Verkehrsinfrastruktur müsse man an-
ders in den Griff bekommen. Deswegen bestehe die Notwendigkeit, die Pro -
gramme nach dem Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetz weiterzuentwickeln
und neue Programme aufzulegen. Dies sei allerdings die Aufgabe der neuen Bun-
desregierung. In den Jamaika-Verhandlungen hätten diese Überlegungen bereits
Platz gefunden. Er hoffe, sie würden von den künftigen Koalitionspartnern aufge-
griffen und in die Tat umgesetzt.



19

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 16 / 3213

Der Vorsitzende weist darauf hin, der Änderungsantrag 13/23 gehe weiter als der
Änderungsantrag 13/37 und werde daher zuerst zur Abstimmung gestellt.

Der Änderungsantrag 13/23 wird mehrheitlich abgelehnt.

Dem Änderungsantrag 13/37 stimmt der Ausschuss mehrheitlich
zu.

Der Vorsitzende merkt an, der Änderungsantrag 13/7 gehe weiter als der Ände-
rungsantrag 13/3. Deshalb stelle er den Änderungsantrag 13/7 zuerst zur Abstim-
mung.

Die Änderungsanträge 13/7 und 13/3 werden jeweils mehrheitlich
abgelehnt.

Die Änderungsanträge 13/16 und 13/17 verfallen jeweils mehrheit-
lich der Ablehnung.

Der Vorsitzende teilt mit, der Änderungsantrag 13/18 gehe weiter als der Ände-
rungsantrag 13/35 und werde daher zuerst zur Abstimmung gestellt.

Der Änderungsantrag 13/18 wird mehrheitlich abgelehnt.

Den Änderungsanträgen 13/35 und 13/38 stimmt der Ausschuss je-
weils mehrheitlich zu.

Der Vorsitzende macht darauf aufmerksam, dass der Änderungsantrag 13/19 wei-
ter gehe als der Änderungsantrag 13/36. Insofern werde er zunächst über den Än-
derungsantrag 13/19 abstimmen lassen.

Der Änderungsantrag 13/19 wird mehrheitlich abgelehnt.

Dem Änderungsantrag 13/36 stimmt der Ausschuss mehrheitlich
zu.

Der Vorsitzende gibt bekannt, der Änderungsantrag 13/27 gehe weiter als der Än-
derungsantrag 13/8. Aus diesem Grund werde er zunächst über den Änderungs -
antrag 13/27 abstimmen lassen.

Die Änderungsanträge 13/27 und 13/8 werden jeweils mehrheitlich
abgelehnt.

Dem Änderungsantrag 13/39 stimmt der Ausschuss mehrheitlich
zu.

Die Änderungsanträge 13/20, 13/21, 13/24, 13/25, 13/26, 13/28
und 13/22 werden jeweils mehrheitlich abgelehnt.

Dem Änderungsantrag 13/34 wird einstimmig bei einigen Enthal-
tungen zugestimmt.

Den Änderungsantrag 13/4 lehnt der Ausschuss mehrheitlich ab.

Kapitel 1306 mit den beschlossenen Änderungen mehrheitlich ge-
nehmigt.

Der Vorsitzende stellt fest, dass zu den Sanierungs- und Erhaltungsmaßnahmen,
dem JobTicket BW und Rad-Leasing sowie den Zukunftsinvestitionen für den
Bereich des Verkehrsministeriums keine Fragen bestünden.
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Er dankt den Vertreterinnen und Vertretern des Ministeriums für Verkehr für die
Teilnahme an der Sitzung.

07. 12. 2017

Winfried Mack



21

(S. 56) 

 
statt 

zu setzen 

 
statt 

zu setzen 
 

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 16 / 3213



22

(S. 85) 

statt 
zu setzen 

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 16 / 3213



23

(S. 90) 

statt 
zu setzen 

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 16 / 3213



24

(S. 101) 

 
 

zu setzen 

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 16 / 3213



25

(S. 12) 

statt 
zu setzen 

(S. 115) 

statt 
zu setzen 

 
 

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 16 / 3213



26

(S. 50) 

statt 
zu setzen 

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 16 / 3213



27

(S. 90) 

statt 
zu setzen 

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 16 / 3213



28

(S. 97) 

statt 
zu setzen 

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 16 / 3213



29

(S. 39) 

statt 
zu setzen 

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 16 / 3213



30

(S. 61) 

statt 
zu setzen 

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 16 / 3213



31

(S. 62) 

statt 
zu setzen 

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 16 / 3213



32

(S. 82) 

statt 
zu setzen 

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 16 / 3213



33

(S. 83) 

statt 
zu setzen 

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 16 / 3213



34

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 16 / 3213



35

(S. 85) 

statt 
zu setzen 

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 16 / 3213



36

(S. 86) 

statt 
zu setzen 

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 16 / 3213



37

(S. 91) 

statt 
zu setzen 

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 16 / 3213



38

(S. 91) 

statt 
zu setzen 

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 16 / 3213



39

(S. 92) 

statt 
zu setzen 

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 16 / 3213



40

(S. 95) 

statt 
zu setzen 

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 16 / 3213



41

(S. 99) 

statt 
zu setzen 

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 16 / 3213



42

(S. 99) 

statt 
zu setzen 

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 16 / 3213



43

(S. 100) 

statt 
zu setzen 

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 16 / 3213



44

(S. 90) 

statt 
zu setzen 

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 16 / 3213



45

(S. 99) 

statt 
zu setzen 

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 16 / 3213



46

(S. 99) 

statt 
zu setzen 

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 16 / 3213



47

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 16 / 3213



48

(S. 99) 

statt 
zu setzen 

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 16 / 3213



49

(S. 97) 

statt 
zu setzen 

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 16 / 3213



50

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 16 / 3213



51

(S. 100) 

statt 
zu setzen 

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 16 / 3213



52

(S. 37) 

 
zu setzen 

 
zu setzen 

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 16 / 3213



53

(S.60) 

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 16 / 3213



54

statt 
zu setzen 

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 16 / 3213



55

(S. 62) 

 

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 16 / 3213



56

(S. 84) 

 
 
 

„Verpflichtungsermächtigung  
Davon zur Zahlung fällig im 
Haushaltsjahr 2019                                      bis zu 
Haushaltsjahr 2020                                      bis zu 
Haushaltsjahr 2021                                     bis zu 
Haushaltsjahr 2022                                     bis zu 
 
 

 
45.500,0 
16.000,0 

1.000,0 

 
 

45.500,0 
16.000,0 
1.000,0“ 

 

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 16 / 3213



57

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 16 / 3213



58

(S. 82) 

 
 

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 16 / 3213



59

(S. 101) 

 
 

 

statt 
zu setzen 

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 16 / 3213



60

(S. 92) 

statt 
zu setzen 

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 16 / 3213



61

(S. 95) 

statt 
zu setzen 

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 16 / 3213



62

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 16 / 3213



63

(S. 90) 

statt 
zu setzen 

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 16 / 3213



64

(S. 93) 

 
zu setzen 

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 16 / 3213



65

(S. 98) 

statt 
zu setzen 

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 16 / 3213



<<
  /ASCII85EncodePages false
  /AllowTransparency false
  /AutoPositionEPSFiles true
  /AutoRotatePages /None
  /Binding /Left
  /CalGrayProfile (None)
  /CalRGBProfile (sRGB IEC61966-2.1)
  /CalCMYKProfile (U.S. Web Coated \050SWOP\051 v2)
  /sRGBProfile (sRGB IEC61966-2.1)
  /CannotEmbedFontPolicy /Warning
  /CompatibilityLevel 1.6
  /CompressObjects /Off
  /CompressPages true
  /ConvertImagesToIndexed true
  /PassThroughJPEGImages false
  /CreateJobTicket false
  /DefaultRenderingIntent /Default
  /DetectBlends true
  /DetectCurves 0.1000
  /ColorConversionStrategy /LeaveColorUnchanged
  /DoThumbnails false
  /EmbedAllFonts true
  /EmbedOpenType false
  /ParseICCProfilesInComments true
  /EmbedJobOptions true
  /DSCReportingLevel 0
  /EmitDSCWarnings false
  /EndPage -1
  /ImageMemory 524288
  /LockDistillerParams true
  /MaxSubsetPct 100
  /Optimize true
  /OPM 1
  /ParseDSCComments false
  /ParseDSCCommentsForDocInfo true
  /PreserveCopyPage true
  /PreserveDICMYKValues true
  /PreserveEPSInfo true
  /PreserveFlatness true
  /PreserveHalftoneInfo false
  /PreserveOPIComments true
  /PreserveOverprintSettings true
  /StartPage 1
  /SubsetFonts true
  /TransferFunctionInfo /Preserve
  /UCRandBGInfo /Preserve
  /UsePrologue false
  /ColorSettingsFile ()
  /AlwaysEmbed [ true
  ]
  /NeverEmbed [ true
  ]
  /AntiAliasColorImages false
  /CropColorImages true
  /ColorImageMinResolution 150
  /ColorImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleColorImages true
  /ColorImageDownsampleType /Bicubic
  /ColorImageResolution 300
  /ColorImageDepth 8
  /ColorImageMinDownsampleDepth 1
  /ColorImageDownsampleThreshold 1.50000
  /EncodeColorImages true
  /ColorImageFilter /FlateEncode
  /AutoFilterColorImages false
  /ColorImageAutoFilterStrategy /JPEG
  /ColorACSImageDict <<
    /QFactor 0.40
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /ColorImageDict <<
    /QFactor 0.76
    /HSamples [2 1 1 2] /VSamples [2 1 1 2]
  >>
  /JPEG2000ColorACSImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 15
  >>
  /JPEG2000ColorImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 15
  >>
  /AntiAliasGrayImages false
  /CropGrayImages true
  /GrayImageMinResolution 150
  /GrayImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleGrayImages true
  /GrayImageDownsampleType /Bicubic
  /GrayImageResolution 600
  /GrayImageDepth 8
  /GrayImageMinDownsampleDepth 2
  /GrayImageDownsampleThreshold 1.50000
  /EncodeGrayImages true
  /GrayImageFilter /FlateEncode
  /AutoFilterGrayImages false
  /GrayImageAutoFilterStrategy /JPEG
  /GrayACSImageDict <<
    /QFactor 0.40
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /GrayImageDict <<
    /QFactor 0.76
    /HSamples [2 1 1 2] /VSamples [2 1 1 2]
  >>
  /JPEG2000GrayACSImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 15
  >>
  /JPEG2000GrayImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 15
  >>
  /AntiAliasMonoImages false
  /CropMonoImages true
  /MonoImageMinResolution 1200
  /MonoImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleMonoImages true
  /MonoImageDownsampleType /Bicubic
  /MonoImageResolution 600
  /MonoImageDepth -1
  /MonoImageDownsampleThreshold 1.50000
  /EncodeMonoImages true
  /MonoImageFilter /CCITTFaxEncode
  /MonoImageDict <<
    /K -1
  >>
  /AllowPSXObjects true
  /CheckCompliance [
    /None
  ]
  /PDFX1aCheck false
  /PDFX3Check false
  /PDFXCompliantPDFOnly false
  /PDFXNoTrimBoxError true
  /PDFXTrimBoxToMediaBoxOffset [
    0.00000
    0.00000
    0.00000
    0.00000
  ]
  /PDFXSetBleedBoxToMediaBox true
  /PDFXBleedBoxToTrimBoxOffset [
    0.00000
    0.00000
    0.00000
    0.00000
  ]
  /PDFXOutputIntentProfile (None)
  /PDFXOutputConditionIdentifier ()
  /PDFXOutputCondition ()
  /PDFXRegistryName (http://www.color.org)
  /PDFXTrapped /False

  /CreateJDFFile false
  /SyntheticBoldness 1.000000
  /Description <<
    /DEU ()
  >>
>> setdistillerparams
<<
  /HWResolution [1200 1200]
  /PageSize [595.276 841.890]
>> setpagedevice


